ANLAGE 14 - FORMULAR R

EINSPRUCH BEI DEM BEAUFTRAGTEN BEAMTEN

(1) BESCHLUSS - ZUR GEWÄHRUNG - ZUR ABLEHUNG - EINER STÄDTEBAUGENEHMIGUNG
Der beauftragte Beamte,

Aufgrund des Wallonischen Gesetzbuches über die Raumordnung, den Städtebau und das Erbe;

In der Erwägung, dass ... einen Antrag auf eine Städtebaugenehmigung eingereicht hat, der sich auf ein in  ... gelegenes Gut bezieht, katastriert Flur ..., betreffend ... ;

(1) (2) In der Erwägung, dass das Bürgermeister- und Schöffenkollegium der Gemeinde ………….. am ……….. die Städtebaugenehmigung gewährt - unter Bedingungen gewährt - abgelehnt hat;

(1) (2) In der Erwägung, dass der Antragsteller den Beschluss des Bürgermeister- und Schöffenkollegiums am … erhalten hat;

(1) ( 2) In der Erwägung, dass der Antragsteller am …. einen am …. eingegangenen Einspruch bei dem beauftragten Beamten eingereicht hat; dass der besagte Einspruch - nicht - den gesetzlich vorgeschriebenen Formen und Fristen genügt; dass er zulässig - nicht zulässig - ist;

(2)(3) In der Erwägung, dass eine noch nicht verfallene Städtebaubescheinigung Nr. 2 bezüglich des Antragsgegenstands am … (Datum) ausgestellt wurde;

(1)(2)(3) In der Erwägung, dass das Gut in einem Umkreis ... - in einem Gebiet ... im Sektorenplan von ..., der durch ... vom ... angenommen worden ist und der für das vorerwähnte Gut immer noch wirksam ist, steht;

(2)(3) In der Erwägung, dass das Gut in einem Gebiet ... im Umkreis des kommunalen Raumordnungsplans ..., der durch ... vom ... genehmigt worden ist und der für das vorerwähnte Gut immer noch wirksam ist, steht;

(2)(3)In der Erwägung, dass das Gut auf der Parzelle Nr. ... im Umkreis der Parzellierung Nr. ..., die nicht verfallen ist und durch ... vom ... genehmigt worden ist, steht;

(2) (3) In der Erwägung, dass die für städtebauliche Schutzgebiete gewisser Gemeinden geltende allgemeine Bauordnung aufgrund ... vom...auf das Gebiet anwendbar ist, wo das Gut steht; ;

(2)(3) In der Erwägung, dass die allgemeine Bauordnung für ländliche Gegenden aufgrund ... vom...auf das Gebiet anwendbar ist, wo das Gut steht; ;

(2)(3) In der Erwägung, dass das Gut in einem Gebiet ... im durch ... vom ... angenommenen kommunalen Strukturschema steht; ;

(1)(2)(3) In der Erwägung, dass eine durch ... vom ... angenommene kommunale Städtebauordnung auf dem ganzen Gebiet der Gemeinde, wo das Gut steht, geltend ist und alle in Artikel 78, § 1 des vorerwähnten Gesetzbuches erwähnten Punkte enthält; dass das Gut in der besagten Ordnung in einer - Fläche - Unterfläche ...steht;

(2)(3) In der Erwägung, dass die folgenden regionalen oder kommunalen Städtebauordnungen ebenfalls auf dem Gebiet oder dem Teilgebiet, wo das Gut steht, anwendbar sind: ... ;

(1)(3) In der Erwägung, dass im Antrag auf Genehmigung - eine Bewertungsnotiz über die Umweltverträglichkeit enthalten - nicht enthalten ist;

(1)(2) In der Erwägung, dass der Antrag auf Genehmigung ein Gut betrifft, das im Umkreis eines Natura 2000-Gebiets steht, im Sinne von Artikel 1bis, einziger Absatz 18° des Gesetzes vom 12. Juli 1973 über die Naturerhaltung, abgeändert durch das Dekret vom 6. Dezember 2001 über die Erhaltung der Natura 2000-Gebiete sowie der wildlebenden Tiere;

(1)(2) In der Erwägung, dass der Antrag auf Genehmigung ein Gut betrifft, das im Umkreis eines Gebiets steht, das aufgrund des Artikels 6 des Gesetzes vom 12. Juli 1973 über die Naturerhaltung, zuletzt durch das Dekret vom 6. Dezember 2001 über die Erhaltung der Natura 2000-Gebiete sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen abgeändert, bezeichnet worden ist;

(1)(2) In der Erwägung, dass der Antrag auf Genehmigung ein Gut betrifft, das in einer Wasserentnahme-, einer Präventiv- bzw. Überwachungszone im Sinne des Dekrets vom 30. April 1990 über den Schutz und die Gewinnung von Grundwasser und aufbereitbarem Wasser, letztlich durch das Dekret vom 15. April 1999 über den Wasserkreislauf und zur Einrichtung einer "Société publique de gestion de l'eau" (Öffentliche Gesellschaft für Wasserbewirtschaftung) und durch das Dekret vom 12. Dezember 2002 abgeändert, steht;

(1) (2)
 In der Erwägung, dass der Antrag ein Gut betrifft, das in einem der schwachbewohnten Gebiete steht, die man nicht mit Kanalisationen versehen wird und die Gegenstand einer individuellen Klärung im Sinne des Artikels 3, 9° des Erlasses der Wallonischen Regierung vom 19. September 1991 zur Bestimmung der Regeln für die Vorlage und die Ausarbeitung der allgemeinen kommunalen Entwässerungspläne, abgeändert durch den Erlass der Wallonischen Regierung vom 15. Oktober 1998 zur Regelung der Sammlung von städtischem Abwasser sowie durch den Erlass der Wallonischen Regierung vom 20. Dezember 2001 sein werden, und das, obwohl es in einem besiedelten Gebiet steht, Gegenstand einer individuellen Klärung aufgrund des Artikels 7 des Erlasses des Wallonischen Regierung vom 15. Oktober 1998 zur Regelung der Sammlung von städtischem Abwasser sein kann;

(1) (2) In der Erwägung, dass der Antrag ein Gut betrifft, das im Umkreis des Projekts eines Sanierungsplans pro Zwischeneinzugsgebiet von ... steht, der dieses in einem autonomen Sanierungsgebiet anführt, dessen Regelung durch einen Beschluss vom ... anwendbar gemacht wurde, und der Gegenstand einer individuellen Klärung im Sinne des Artikels 7 des Erlasses der Wallonischen Regierung vom 22. Mai 2003 über die allgemeine Regelung zur Sanierung des städtischen Abwassers sein muss;

(1) (2) In der Erwägung, dass der Antrag ein im Umkreis des Sanierungsplans pro Zwischeneinzugsgebiet von ... stehendes Gut betrifft, - das in einem autonomen Sanierungsgebiet steht und das Gegenstand einer individuellen Klärung im Sinne des Artikels 7 des Erlasses der Wallonischen Regierung vom 22. Mai 2003 über die allgemeine Regelung zur Sanierung des städtischen Abwassers sein muss - das, obwohl es in einem kollektiven Sanierungsbereich steht, aufgrund des Artikels 6 des Erlasses der Wallonischen Regierung vom 22. Mai 2003 über die allgemeine Regelung zur Sanierung des städtischen Abwassers Gegenstand einer individuellen Klärung sein kann - das, obwohl es in einem autonomen Sanierungsgebiet steht, aufgrund des Artikels 9 des Erlasses der Wallonischen Regierung vom 22. Mai 2003 über die allgemeine Regelung zur Sanierung des städtischen Abwassers von der individuellen Sanierung befreit werden kann;

(2)(3)(4) In der Erwägung, dass der Antrag auf Genehmigung aus dem/den folgenden Grund/Gründen nicht ordnungsgemäß ist: ... ;

(1)(2)(3) In der Erwägung, dass der Beschluss des beauftragten Beamten über den am … durch das Bürgermeister- und Schöffenkollegium übermittelten Antrag auf Abweichung - günstig – bedingt günstig - abschlägig ist -; dass sein Beschluss wie folgt verfasst und begründet ist: … ;

(1)(2)(3) In der Erwägung, dass der Antrag auf Genehmigung besonderen Bekanntmachungsmaßnahmen aus dem/den folgenden Grund/Gründen unterzogen worden ist: ... ;

(1)(2)(3) In der Erwägung, dass - keine - … Beschwerde(n) eingereicht worden ist/sind; dass – eine – keine Konzertierungsversammlung organisiert worden ist;

(1)(2)(3) In der Erwägung, dass die weiter unten stehende(n) Dienststelle(n) bzw. Kommission(en)  aus dem/den folgenden Grund/Gründen zu Rate gezogen worden ist/sind: 


- (Dienststelle/Kommission) … : (Grund) ...; dass ihr am … angefordertes und am … übermitteltes Gutachten - günstig – bedingt günstig - abschlägig – ist - mangels Vorlage als günstig gilt- (Dienststelle/Kommission) ... -;


- (Dienststelle/Kommission) … : (Grund) ...; dass ihr am … angefordertes und am … übermitteltes Gutachten - günstig – bedingt günstig - abschlägig – ist - mangels Vorlage als günstig gilt- (Dienststelle/Kommission) ... -;


- (Dienststelle/Kommission) … : (Grund) ...; dass ihr am … angefordertes und am … übermitteltes Gutachten - günstig – bedingt günstig - abschlägig – ist - mangels Vorlage als günstig gilt -; (5)

(1)(2) In der Erwägung, dass das Gutachten der Generaldirektion der Naturschätze und der Umwelt, das am … in Anwendung des Artikels 1116 § 2 gefragt und am … übermittelt worden ist, - günstig – bedingt günstig - abschlägig – ist - mangels Vorlage als günstig gilt -; 
(3)(9) In der Erwägung, dass ………………………………………………………………..

………………………………………………………………………………………………..

B E S C H L I E S S T:
(1)
Artikel 1 - Die von … beantragte Städtebaugenehmigung wird - gewährt - abgelehnt.

(6) 
- Der Inhaber der Genehmigung wird:

(2)(6)(7) Artikel ... - Die genehmigten Arbeiten bzw. Handlungen werden in … aufeinander folgenden Phasen, wie weiter unten angegeben, durchgeführt: ... ...

(6)(8)
Artikel ... - Die genehmigten Arbeiten bzw. Handlungen dürfen den … nicht überschreiten;


Artikel ... - Eine Ausfertigung des vorliegenden Beschlusses wird dem Antragsteller und dem Bürgermeister- und Schöffenkollegium der Gemeinde … übermittelt.

(6)
Artikel ... - Der Inhaber der Genehmigung informiert das Bürgermeister- und Schöffenkollegium und den beauftragten Beamten per Einschreibebrief über den Beginn der genehmigten Arbeiten oder Handlungen, dies mindestens 8 Tage vor deren Beginn.

(6)
Artikel ... - Die vorliegende Genehmigung befreit nicht von der Verpflichtung, die durch andere Gesetze oder Regelungen auferlegten Erlaubnisse oder Genehmigungen zu beantragen, wie z.B....


Artikel ... - Dem Empfänger der Akte steht ein Einspruch beim Staatsrat offen, mittels einer innerhalb einer Frist von 60 Tagen ab der Zustellung des vorliegenden Beschlusses zugestellten Klageschrift, die entweder von ihm selbst, einem im Anwaltsstand oder der Liste der Anwalt-Praktikanten eingetragenen Anwalt, oder gemäß den Vorschriften des Gerichtsgesetzbuches von einem Staatsangehörigen der Europäischen Union, der in seinem Land ermächtigt ist, um den Beruf eines Anwalts auszuüben, unterschrieben wird.

Die Klageschrift muss per bei der Post aufgegebenes Einschreiben an den Staatsrat gerichtet werden.

Die Klageschrift wird datiert und umfasst in Anwendung von Art. 1 der Verfahrensordnung:

1° den Namen, die Eigenschaft, den Sitz oder Wohnsitz der klagenden Partei;

2° den Gegenstand des Antrags oder des Einspruchs und eine Darstellung des Sachverhalts und der Klagemittel;

3° den Namen, den Sitz oder Wohnsitz der Gegenpartei;

Gemäß Art. 85 der Verfahrensordnung müssen außerdem drei vom Unterzeichner als gleichlautend unterschriebene Abschriften der Klageschrift beigefügt werden, sowie so viele Ausfertigungen wie es betroffene Gegenparteien gibt.

In Anwendung von Art. 3 der Verfahrensordnung muss eine Abschrift des angefochtenen Beschlusses der Klageschrift beigefügt werden.

..................................., den..........................................;

Der beauftragte Beamte,

------------------------------------------

(1) Unzutreffendes bitte streichen.

(2) Zu streichen oder radieren, wenn es nicht der Fall ist.

(3) Zu streichen oder zu radieren, wenn der Einspruch bei der Regierung unzulässig ist.

(4) Die Vorschriften des Sektorenplans, des kommunalen Raumordnungsplans, der Parzellierungsgenehmigung, der regionalen oder kommunalen Städtebauordnung, von denen der Antrag auf Genehmigung abweicht, bitte angeben.

(5) Gegebenenfalls mit einem oder mehreren Strichen vervollständigen.

(6) Zu streichen oder radieren, wenn die Genehmigung nicht erteilt wird.

(7) Für jede Phase außer der ersten das Ausgangsdatum der Verfallsfrist angeben.

(8) Nur in den in Artikel 88 des vorerwähnten Gesetzbuches erwähnten Fällen zu gebrauchen.

(9) Die faktischen und rechtlichen Tatsachen, die zur Unterstützung der Entscheidung herangezogen wurden, angeben.

AUSZÜGE AUS DEM WALLONISCHEN GESETZBUCH ÜBER DIE RAUMORDNUNG, DEN STÄDTEBAU UND DAS ERBE
1) BEKANNTMACHUNG DER GENEHMIGUNG
Art. 134 - Eine Bekanntmachung, dass die Genehmigung erteilt worden ist, wird auf dem Grundstück entlang der Straße durch den Antragsteller aufgestellt und muss von dort aus lesbar sein. Wenn es sich um auszuführende Arbeiten handelt, muss diese Bekanntmachung vor Beginn der Arbeiten und während ihrer gesamten Dauer auf der Baustelle aufgestellt sein. In den anderen Fällen muss die Bekanntmachung bereits bei den Vorbereitungen angebracht werden, ehe die Handlung(en) ausgeführt wird (werden) und während der gesamten Dauer ihrer Ausführung.  Innerhalb dieses Zeitraums muß die Genehmigung und die anhängende Akte oder eine gleichlautend bescheinigte Abschrift dieser Dokumente den laut Artikel 156 bestimmten Bediensteten am Ort der Ausführung der Arbeiten bzw. Handlungen ständig zur Verfügung stehen.

2) VERFALL DER GENEHMIGUNG
Art. 87 - § 1. Wenn innerhalb von zwei Jahren nach der Zustellung der Städtebaugenehmigung der Inhaber noch nicht eindeutig mit den einschlägigen Arbeiten begonnen hat, so verfällt die Genehmigung.

§2.  Die Genehmigung verfällt für den restlichen Teil der Arbeiten, wenn diese innerhalb von fünf Jahren nach der Zustellung der Genehmigung noch nicht vollständig durchgeführt worden sind, es sei denn, ihre phasenweise Durchführung wurde zugestanden.  In diesem Fall wird in der Genehmigung der Zeitpunkt bestimmt, an dem die Verfallsfrist für jede Phase außer der ersten anläuft.

Der Verfall der Parzellierungsgenehmigung erfolgt von Rechts wegen.

3) VERLÄNGERUNG DER GENEHMIGUNG
Art. 87 - §3.  Die Städtebaugenehmigung kann jedoch auf Antrag ihres Inhabers um ein Jahr verlängert werden.  Dieser Antrag wird dreißig Tage vor Verstreichen der in  §1 genannten Frist eingereicht.

Die Verlängerung wird durch das Bürgermeister- und Schöffenkollegium genehmigt. In dem in Art. 127 erwähnten Fall wird die Verlängerung jedoch von der Regierung oder dem beauftragten Beamten gewährt.

4) BESCHEINIGUNG ÜBER DIE KONFORMITÄT DER ARBEITEN
Art. 139 - § 1. Der Genehmigungsempfänger muss spätestens innerhalb von sechs Monaten nach dem Ablauf der in Artikel 87, § 2 erwähnten Frist oder vor einer Abtretung überprüfen lassen, ob das Gut in einem Zustand ist, der in Übereinstimmung mit der Genehmigung steht.

Bei einer Abtretung, die mehr als drei Jahre nach einer Überprüfung stattfindet, muss der Abtretende vor der Abtretungsakte die Übereinstimmung des Gutes mit der Genehmigung überprüfen lassen. Jedoch ist eine Überprüfung erforderlich vor jeder Abtretung, die nach einer provisorischen Überprüfung stattfindet.

§ 2. Die Überprüfung wird von einem zugelassenen Bescheinigungsaussteller vorgenommen, der von dem Genehmigungsempfänger oder dem Abtretenden gewählt wird.

Hat die Gemeinde am Ende der sechs Monate, die auf den Ablauf der in Artikel 87, § 2 erwähnten Frist folgen, weder die städtebauliche Konformitätsbescheinigung noch das Dokument mit der Ablehnung einer Konformitätsbescheinigung erhalten, so beauftragt das Bürgermeister- und Schöffenkollegium oder der von diesem Kollegium bevollmächtigte Bedienstete von Amts wegen einen zugelassenen Bescheinigungsaussteller mit der Überprüfung.

Auf jeden Fall geht die Überprüfung zu Lasten des Genehmigungsempfängers oder des Abtretenden.

